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§ 33a Nds. SOG [Datenerhebung durch Überwachung der 
Telekommunikation]
(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten durch Überwachung und 
Aufzeichnung der Telekommunikation erheben
1. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person über die in den §§ 6 und 7 genannten Personen, wenn die 
Aufklärung des Sachverhalts auf andere Weise nicht möglich erscheint, 
sowie unter den Voraussetzungen des § 8 über die dort genannten 
Personen, wenn dies für die Aufklärung des Sachverhalts unerlässlich ist.
2. über Personen, bei denen Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
sie Straftaten von erheblicher Bedeutung begehen werden, wenn die 
Vorsorge für die Verfolgung oder die Verhütung dieser Straftaten auf 
andere Weise nicht möglich erscheint, sowie
3. über Kontakt- und Begleitpersonen der in Nummer 2 genannten 
Personen, wenn dies zur Vorsorge für die Verfolgung oder zur Verhütung 
einer Straftat nach Nummer 2 unerlässlich ist.

A. Polizeirechtliche Telekommunikationsüberwachung

II. Rechtsgrundlage
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§ 33a Nds. SOG [Datenerhebung durch Überwachung der 
Telekommunikation]

(2) Eine Datenerhebung nach Absatz 1 kann sich auf

1. die Inhalte der Telekommunikation einschließlich der innerhalb des 
Telekommunikationsnetzes in Datenspeichern abgelegten Inhalte,

2. die Telekommunikationsverbindungsdaten (§ 33 Abs. 1) oder

3. die Standortkennung einer aktiv geschalteten Mobilfunkend-
einrichtung

beziehen. Die Datenerhebung darf nur an Telekommunikations-
anschlüssen der in Absatz 1 genannten Personen erfolgen. Die 
Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
betroffen werden.

A. Polizeirechtliche Telekommunikationsüberwachung

II. Rechtsgrundlage
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§ 33a Nds. SOG [Datenerhebung durch Überwachung der 
Telekommunikation]

(3) Die Datenerhebung nach Absatz 1 bedarf der Anordnung durch 
das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Polizeidienststelle ihren Sitz 
hat. Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu befristen. Eine 
Verlängerung um jeweils nicht mehr als drei Monate ist zulässig, 
soweit die in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen vorliegen. In 
der Anordnung sind neben der Person, gegen die sich die 
Datenerhebung richtet, Art und Umfang der zu erhebenden Daten 
sowie die betroffenen Telekommunikationsanschlüsse zu bezeichnen. 
Für das Verfahren gilt § 19 Abs. 4 entsprechend.

A. Polizeirechtliche Telekommunikationsüberwachung

II. Rechtsgrundlage
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§ 33a Nds. SOG [Datenerhebung durch Überwachung der 
Telekommunikation]

(4) Bei Gefahr im Verzuge kann die Polizei die Anordnung treffen. Die 
Zulässigkeit der polizeilichen Anordnung ist schriftlich zu begründen. 
Die Entscheidung trifft die Behördenleitung. Diese kann ihre 
Anordnungsbefugnis auf Dienststellenleiterinnen oder Dienst-
stellenleiter sowie Bedienstete des höheren Dienstes übertragen. Die 
richterliche Bestätigung der Anordnung ist unverzüglich zu 
beantragen.

(…)

A. Polizeirechtliche Telekommunikationsüberwachung

II. Rechtsgrundlage
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Art. 70 GG [Gesetzgebung des Bundes und der Länder]

(1) Die Länder haben das Recht der Gesetzgebung, soweit dieses 
Grundgesetz nicht dem Bunde Gesetzgebungsbefugnisse verleiht.

(2) Die Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen Bund und Ländern 
bemißt sich nach den Vorschriften dieses Grundgesetzes über die 
ausschließliche und die konkurrierende Gesetzgebung.

III. Verfassungsmäßigkeit der Rechtsgrundlage

a. Gesetzgebungskompetenz
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

Art. 72 GG [Konkurrierende Gesetzgebung]

(1) Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung haben die Länder 
die Befugnis zur Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von 
seiner Gesetzgebungszuständigkeit nicht durch Gesetz Gebrauch 
gemacht hat.

(…)

Art. 74 GG [Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung]

(1) Die konkurrierende Gesetzgebung erstreckt sich auf folgende 
Gebiete:

1. das bürgerliche Recht, das Strafrecht, die Gerichtsverfassung, das 
gerichtliche Verfahren (ohne das Recht des Untersuchungs-
haftvollzugs), die Rechtsanwaltschaft, das Notariat und die 
Rechtsberatung;

(…)

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

§ 100a StPO [Überwachung der Telekommunikation]

Die Überwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation darf angeordnet 
werden, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, daß jemand als 
Täter oder Teilnehmer

1. a) Straftaten des Friedensverrats, des Hochverrats und der Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates oder des Landesverrats und der Gefährdung der 
äußeren Sicherheit (§§ 80 bis 82, 84 bis 86, 87 bis 89, 94 bis 100a des 
Strafgesetzbuches, § 20 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des Vereinsgesetzes),

b) Straftaten gegen die Landesverteidigung (§§ 109d bis 109h des 
Strafgesetzbuches),

c) Straftaten gegen die öffentliche Ordnung (§§ 129 bis 130 des 
Strafgesetzbuches, § 95 Abs. 1 Nr. 8 des Aufenthaltsgesetzes),

d) ohne Soldat zu sein, Anstiftung oder Beihilfe zur Fahnenflucht oder 
Anstiftung zum Ungehorsam (§§ 16,19 in Verbindung mit § 1 Abs. 3 des 
Wehrstrafgesetzes),

(…)

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

§ 100a StPO [Überwachung der Telekommunikation]

1. (…) e) Straftaten gegen die Sicherheit der in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierten Truppen der nichtdeutschen Vertragsstaaten des 
Nordatlantikvertrages oder der im Land Berlin anwesenden Truppen einer der 
Drei Mächte (§§ 89, 94 bis 97, 98 bis 100, 109d bis 109g des 
Strafgesetzbuches, §§ 16, 19 des Wehrstrafgesetzes in Verbindung mit Artikel 7 
des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes),

2. eine Geld- oder Wertpapierfälschung (§§ 146, 151, 152 des 
Strafgesetzbuches), einen schweren sexuellen Mißbrauch von Kindern nach §
176a Abs. 1 bis 3 oder 5 des Strafgesetzbuches oder einen sexuellen 
Mißbrauch von Kindern mit Todesfolge nach § 176b des Strafgesetzbuches, 
eine Verbreitung pornografischer Schriften nach § 184b Abs. 3 des 
Strafgesetzbuches,

einen Mord, einen Totschlag (§§ 211,212 des Strafgesetzbuches) oder einen 
Völkermord (§ 6 des Völkerstrafgesetzbuches),

(…)

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

§ 100a StPO [Überwachung der Telekommunikation]

2. (…) eine Straftat gegen die persönliche Freiheit (§ 232 Abs. 3, 4 oder Abs. 5, 
§ 233 Abs. 3, jeweils soweit es sich um Verbrechen handelt, §§ 234, 234a, 
239a, 239b des Strafgesetzbuches),

einen Bandendiebstahl (§ 244 Abs. 1 Nr. 2 des Strafgesetzbuches) oder einen 
schweren Bandendiebstahl (§ 244a des Strafgesetzbuches),

einen Raub oder eine räuberische Erpressung (§§ 249 bis 251, 255 des 
Strafgesetzbuches),

eine Erpressung (§ 253 des Strafgesetzbuches),

eine gewerbsmäßige Hehlerei, eine Bandenhehlerei (§ 260 des 
Strafgesetzbuches) oder eine gewerbsmäßige Bandenhehlerei (§ 260a des 
Strafgesetzbuches),

eine Geldwäsche, eine Verschleierung unrechtmäßig erlangter 
Vermögenswerte nach § 261 Abs. 1, 2 oder 4 des Strafgesetzbuches,

(…)

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

§ 100a StPO [Überwachung der Telekommunikation]

2. (…) eine gemeingefährliche Straftat in den Fällen der §§ 306 bis 306c oder 
307 Abs.1 bis 3, des § 308 Abs. 1 bis 3, des § 309 Abs. 1 bis 4, des § 310 Abs. 
1, der §§ 313, 314 oder 315 Abs. 3, des § 315b Abs. 3 oder der §§ 316a oder 
316c des Strafgesetzbuches,

(…)

begangen oder in Fällen, in denen der Versuch strafbar ist, zu begehen 
versucht oder durch eine Straftat vorbereitet hat, und wenn die Erforschung des 
Sachverhalts oder die Ermittlung des Aufenthaltsortes des Beschuldigten auf 
andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. Die Anordnung darf 
sich nur gegen den Beschuldigten oder gegen Personen richten, von denen auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, daß sie für den Beschuldigten 
bestimmte oder von ihm herrührende Mitteilungen entgegennehmen oder 
weitergeben oder daß der Beschuldigte ihren Anschluß benutzt. 

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

§ 100b StPO [Zuständigkeit für Anordnung der Überwachung der 
Telekommunikation]

(1) Die Überwachung und Aufzeichnung der Telekommunikation (§ 100a) darf 
nur durch den Richter angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug kann die 
Anordnung auch von der Staatsanwaltschaft getroffen werden. Die Anordnung 
der Staatsanwaltschaft tritt außer Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen von 
dem Richter bestätigt wird.

(2) Die Anordnung ergeht schriftlich. Sie muß Namen und Anschrift des 
Betroffenen, gegen den sie sich richtet, und die Rufnummer oder eine andere 
Kennung seines Telekommunikationsanschlusses enthalten. In ihr sind Art, 
Umfang und Dauer der Maßnahmen zu bestimmen. Die Anordnung ist auf 
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils nicht mehr 
als drei weitere Monate ist zulässig, soweit die in § 100a bezeichneten 
Voraussetzungen fortbestehen.

(…)

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

§ 100b StPO [Zuständigkeit für Anordnung der Überwachung der 
Telekommunikation]

(3) Auf Grund der Anordnung hat jeder, der geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, dem Richter, der 
Staatsanwaltschaft und ihren im Polizeidienst tätigen Ermittlungspersonen (§
152 des Gerichtsverfassungsgesetzes) die Überwachung und Aufzeichnung der 
Telekommunikation zu ermöglichen. Ob und in welchem Umfang hierfür 
Vorkehrungen zu treffen sind, ergibt sich aus § 110 des 
Telekommunikationsgesetzes und der auf seiner Grundlage erlassenen 
Rechtsverordnung zur technischen und organisatorischen Umsetzung von 
Überwachungsmaßnahmen. § 95 Abs. 2 gilt entsprechend.

(4) Liegen die Voraussetzungen des § 100a nicht mehr vor, so sind die sich aus 
der Anordnung ergebenden Maßnahmen unverzüglich zu beenden. Die 
Beendigung ist dem Richter und dem nach Absatz 3 Verpflichteten mitzuteilen.

(…)

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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bb) Kompetenz für die Verfolgung von Straftaten

§ 100b StPO [Zuständigkeit für Anordnung der Überwachung der 
Telekommunikation]

(5) Die durch die Maßnahmen erlangten personenbezogenen Informationen 
dürfen in anderen Strafverfahren zu Beweiszwecken nur verwendet werden, 
soweit sich bei Gelegenheit der Auswertung Erkenntnisse ergeben, die zur 
Aufklärung einer der in § 100a bezeichneten Straftaten benötigt werden.

(6) Sind die durch die Maßnahmen erlangten Unterlagen zur Strafverfolgung 
nicht mehr erforderlich, so sind sie unverzüglich unter Aufsicht der 
Staatsanwaltschaft zu vernichten. Über die Vernichtung ist eine Niederschrift 
anzufertigen. 

a. Gesetzgebungskompetenz

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit
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Art. 19 GG [Einschränkung von Grundrechten]

(1) Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz 
oder auf Grund eines Gesetzes eingeschränkt werden kann, muss 
das Gesetz allgemein und nicht nur für den Einzelfall gelten. 
Außerdem muss das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des 
Artikels nennen.

(…)

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit

b. Zitiergebot
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Art. 10 GG [Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis]

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis 
sind unverletzlich.

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes 
angeordnet werden. Dient die Beschränkung dem Schutze der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestandes 
oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das 
Gesetz bestimmen, daß sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und 
daß an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der 
Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit

b. Zitiergebot

aa) Geltungsbereich des Zitiergebots
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§ 33a Nds. SOG [Datenerhebung durch Überwachung der 
Telekommunikation]

(2) Eine Datenerhebung nach Absatz 1 kann sich auf

1. die Inhalte der Telekommunikation einschließlich der innerhalb 
des Telekommunikationsnetzes in Datenspeichern abgelegten Inhalte,

2. die Telekommunikationsverbindungsdaten (§ 33 Abs. 1) oder

3. die Standortkennung einer aktiv geschalteten Mobilfunkend-
einrichtung

beziehen. Die Datenerhebung darf nur an Telekommunikations-
anschlüssen der in Absatz 1 genannten Personen erfolgen. Die 
Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn Dritte unvermeidbar 
betroffen werden.

1. Formelle Verfassungsmäßigkeit

b. Zitiergebot

aa) Geltungsbereich des Zitiergebots
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§ 2 Nds. SOG [Begriffsbestimmungen]

Im Sinne dieses Gesetzes ist

(…)

10. Straftat von erheblicher Bedeutung:

a) ein Verbrechen, mit Ausnahme einer Straftat nach den §§ 154 und 
155 des Strafgesetzbuches,

b) ein Vergehen nach §§ 85, 86, 86a, 87 bis 89, 98, 99, 129, 130, 174, 
174a, 174b und 176 des Strafgesetzbuches, ein in § 138 Abs. 1 des 
Strafgesetzbuches genanntes Vergehen und ein nach dem 
geschützten Rechtsgut und der Strafandrohung vergleichbares 
Vergehen,

c) ein banden- oder gewerbsmäßig begangenes Vergehen,

d) die Teilnahme an einer solchen Straftat;

(…)

a. Bestimmtheitsgrundsatz

2. Materielle Verfassungsmäßigkeit
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§ 2 Nds. SOG [Begriffsbestimmungen]

Im Sinne dieses Gesetzes ist

(…)

11. Kontakt- oder Begleitperson:

eine Person, die mit einer anderen Person, von der Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass diese eine Straftat von erheblicher 
Bedeutung begehen wird, in einer Weise in Verbindung steht, die 
erwarten lässt, dass durch sie Hinweise über die angenommene 
Straftat gewonnen werden können.

(…)

2. Materielle Verfassungsmäßigkeit

a. Bestimmtheitsgrundsatz
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Art. 10 GG [Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis]

(1) Das Briefgeheimnis sowie das Post- und Fernmeldegeheimnis 
sind unverletzlich.

(2) Beschränkungen dürfen nur auf Grund eines Gesetzes 
angeordnet werden. Dient die Beschränkung dem Schutze der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestandes 
oder der Sicherung des Bundes oder eines Landes, so kann das 
Gesetz bestimmen, daß sie dem Betroffenen nicht mitgeteilt wird und 
daß an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der 
Volksvertretung bestellte Organe und Hilfsorgane tritt.

b. Vereinbarkeit mit dem Fernmeldegeheimnis

aa. Recht

2. Materielle Verfassungsmäßigkeit
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§ 38 Nds. SOG [Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten, Zweckbindung]

(1) Die Verwaltungsbehörden und die Polizei können die von ihnen im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz rechtmäßig 
erhobenen personenbezogenen Daten speichern, verändern und 
nutzen, wenn dies zu dem Zweck erforderlich ist, zu dem sie erhoben 
worden sind. Erlangen die in Satz 1 genannten Stellen rechtmäßig 
Kenntnis von personenbezogenen Daten, ohne sie erhoben zu haben,
so dürfen sie diese Daten zu einem der Gefahrenabwehr dienenden 
Zweck speichern, verändern oder nutzen. Die Zweckbestimmung ist 
bei der Speicherung festzulegen. Können die zur Zweckerreichung 
nicht erforderlichen Daten nicht oder nur mit unverhältnismäßigem 
Aufwand gelöscht werden, so dürfen diese Daten gemeinsam mit den 
Daten nach den Sätzen 1 und 2 gespeichert, aber nur nach Maßgabe 
des § 39 Abs. 5 verändert und genutzt werden.

(…)

bb. Eingriff

2. Materielle Verfassungsmäßigkeit

b. Vereinbarkeit mit dem Fernmeldegeheimnis
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§ 39 Nds. SOG [Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten zu anderen Zwecken]

(1) Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung von 
personenbezogenen Daten zu anderen als den in § 38 Abs.1 
genannten zwecken ist nur zulässig, wenn

1. die Daten zur Erfüllung eines anderen Zwecks der 
Gefahrenabwehr erforderlich sind und sie auch zu diesem Zweck 
mit dem Mittel oder der Methode hätten erhoben werden dürfen, mit 
denen sie erhoben worden sind, (…)

2. Materielle Verfassungsmäßigkeit

b. Vereinbarkeit mit dem Fernmeldegeheimnis
bb. Eingriff
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§ 39 Nds. SOG [Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten zu anderen Zwecken]

(5) Die Speicherung, Veränderung oder Nutzung personen-
bezogener Daten über unvermeidbar betroffene Dritte und über 
Personen, die mit einer ausgeschriebenen Person angetroffen 
worden sind (§ 37 Abs. 2), ist nur zulässig, wenn dies zur Vorsorge 
für sie Verfolgung oder zur Verhütung von Straftaten von 
erheblicher Bedeutung erforderlich ist. Satz 1 ist auch auf die 
Veränderung und Nutzung von Daten anzuwenden, die nach § 38 
Abs. 1 Satz 4 gespeichert worden sind.

(..)

cc. Rechtfertigung
(1) Geeignetheit
(2) Erforderlichkeit
(3) Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne

2. Materielle Verfassungsmäßigkeit

b. Vereinbarkeit mit dem Fernmeldegeheimnis
bb. Eingriff
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Art. 1 GG [Schutz der Menschenwürde]

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und 
unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder 
menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in
der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung, 
vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes
Recht. 

c. Vereinbarkeit mit der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG)
aa. Recht

bb. Eingriff

cc. Rechtfertigung

2. Materielle Verfassungsmäßigkeit
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§ 15a HSOG [Datenerhebung durch Telekommunikations-
überwachung]

(1) Die Polizeibehörden können von einem Dienstanbieter, der 
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringt oder daran 
mitwirkt, verlangen, dass er die Kenntnisnahme des Inhalts der 
Telekommunikation ermöglicht und die näheren Umstände der 
Telekommunikation einschließlich des Standorts aktiv geschalteter 
nicht ortsfester Telekommunikationsanlagen übermittelt, wenn dies 
zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person unerlässlich ist.

(2) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 können die 
Polizeibehörden auch Auskunft über die Telekommunikation in einem 
zurückliegenden oder einem zukünftigen Zeitraum sowie über Inhalte 
verlangen, die innerhalb des Telekommunikationsnetzes in 
Speichereinrichtungen abgelegt sind.

C. FEX: Rechtslage in Hessen
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§ 15a HSOG [Datenerhebung durch Telekommunikations-
überwachung]

(3) Die Polizeibehörden können technische Mittel zur Ermittlung des 
Standortes eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgerätes und zur 
Ermittlung der Geräte- und Kartennummern einsetzen, wenn dies zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person unerlässlich ist.

(4) Die Maßnahmen bedürfen außer bei Gefahr im Verzug der 
richterlichen Anordnung. Für das Verfahren gilt § 39 Abs. 1 mit der 
Maßgabe, dass das Amtsgericht zuständig ist, in dessen Bezirk die 
Polizeibehörde ihren Sitz hat. Die Anordnung muss Namen und 
Anschrift der Person, gegen die sie sich richtet, oder die Rufnummer 
oder eine andere Kennung ihres Telekommunikationsanschlusses 
oder ihres Telekommunikationsgeräts enthalten. § 15 Abs. 5 Satz 3 
und 5 bis 9 gilt entsprechend.

C. FEX: Rechtslage in Hessen
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§ 15a HSOG [Datenerhebung durch Telekommunikations-
überwachung]

(5) Soweit sich bei Gelegenheit der Auswertung Tatsachen ergeben, 
die einen anderen Sachverhalt betreffen, dürfen die durch die 
Maßnahme erlangten personenbezogenen Daten nur verarbeitet 
werden, wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person unerlässlich ist. Bundesrechtliche 
Übermittlungspflichten bleiben unberührt.

(6) § 17 Abs. 1 und 3 des Artikel 10-Gesetzes vom 26. Juni 2001 
(BGBl. I S. 1254, 2298), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. 
Dezember 2003 (BGBl. I S. 2836), gilt entsprechend.

C. FEX: Rechtslage in Hessen
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§ 27 HSOG [Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten]

(2) Automatisiert gespeicherte personenbezogene Daten sind zu 
löschen und die dazugehörigen Unterlagen sind zu vernichten, 
wenn

1. ihre Speicherung unzulässig ist,

(…)

Ist eine Löschung in den Fällen des Satz 1 Nr. 1 und 2 wegen der 
besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich, kann an die Stelle der 
Löschung die Sperrung treten.

(…)

C. FEX: Rechtslage in Hessen
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§ 27 HSOG [Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten]

(6) Löschung und Vernichtung unterbleiben, wenn

(…)

2. die betroffene Person über eine verdeckte Datenerhebung noch 
nicht unterrichtet worden ist, es sei denn, dass die Datenerhebung 
den Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen hat,

(…)

In diesen Fällen sind die Daten zu sperren und mit einem 
Sperrvermerk zu verstehen.

§ 15 Abs. 4 S. 2 HSOG [Datenerhebung durch Observation und 
Einsatz technischer Mittel]

Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung 
unterliegen einem Verwertungsverbot

C. FEX: Rechtslage in Hessen
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